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Editorial 

Tertiärisierung und 

Beschäftigungspolitik 

Das absolute und relative Wachstum der Beschäftigung im ter­
tiären Sektor ist ein Phänomen , das in den letzten Jahrzehnten 
in al len hochentwickelten Volkswirtschaften festzustellen war. 
Noch bis in die frühen neunziger Jahre sorgte der Dienstlei­
stungssektor in Österreich regelmäßig dafür, daß die Beschäfti­
gungsrückgänge in der Land- und Forstwirtschaft und in der 
Sachgüterproduktion mehr als kompensiert wurden. Tatsächl ich 
wies bis ins Jahr 1 992 die unselbständige Beschäftigung in allen 
Bereichen des tertiären Sektors (mit Ausnahme der beiden klei­
nen Wirtschaftsklassen Hauswartung und Haushaltsdienste) 
fast durchwegs positive Veränderungsraten auf. 

Das Rezessionsjahr 1 993 stel lt in d ieser Hinsicht einen Wen­
depunkt dar. Wie die Entwicklung seither zeigt, ist die langanhal­
tende Phase der starken,  kontinu ierlichen und al lgemeinen 
Beschäftigungsexpansion im Österreichischen Dienstleistungs­
sektor vorüber. Branchen mit nach wie vor sehr hohen Zuwäch­
sen stehen solche mit nicht unerheblichen Abnahmen gegen­
über. Und - was für die Einschätzung der Chancen der Beschäf­
tigungspolitik wichtig ist - nur ein Teil der ab 1 993 verzeichneten 
Beschäftigungsrückgänge in vielen Dienstleistungsbranchen 
läßt sich auf konjunkturelle und andere bloß kurzfristig wirksame 
Ursachen zurückführen. Die Änderungen der rechtl ich-institutio­
nellen Rahmenbedingungen für zahlreiche Dienstleistungsberei­
che, die bereits eintraten bzw. in nächster Zeit bevorstehen , ha­
ben hingegen dauerhafte Auswirkungen, setzen bislang mehr 
oder weniger geschützte Branchen unter erheblich verschärften 
Wettbewerbsdruck. Dies führt u .a .  dazu , daß sich Konzentrati­
onstendenzen beschleunigen und Produktivitätspotentiale in 
höherem Maße als in der Vergangenheit ausgeschöpft werden. 
All das hat zur Folge, daß in Bereichen wie dem Bankwesen,  der 
Post und dem Schienenverkehr, die in den siebziger und 
achtziger Jahren z.T. sehr starke Beschäftigungszuwächse ver­
zeichneten, in Hinkunft mit Beschäftigungsrückgängen zu rech­
nen sein wird .  Hinzu kommt, daß der budgetäre Spielraum von 
Bund und Ländern auf absehbare Zeit gering bleiben wird .  

Immerhin trug die Arbeitskräftenachfrage aus den expansiven 
tertiären Wirtschaftsbereichen in den letzten Rezessionsjahren 
( 1 993, 1 996) wesentlich zur Abschwächung der gesamtwirt­
schaftl ichen Beschäftigungsabnahme bei .  
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Für die kurz- und mittelfristige Gestaltung der Beschäftigungs­
politik in Österreich sind die oben umrissenen Tendenzen jeden­
falls von hoher Bedeutung. 

Veränderungen von Wertschöpfung, Nachfrage, Preisen 
und Produktivität 

Die Faktoren, welche das Ausmaß und die Richtung der 
Tertiärisierung der Beschäftigungsstruktur wesentlich bestim­
men, sind die Verschiebungen in der Struktur der Warennach­
frage und die unterschiedlichen Änderungsraten der Produktivi­
tät. 

ln Österreich ebenso wie in den meisten anderen hochentwik­
kelten Volkswirtschaften nahm die Arbeitsproduktivität im tertiä­
ren Sektor weniger zu als in der Sachgüterproduktion ,  verteuer­
ten sich die Dienstleistungen relativ zu den Sachgütern, stieg der 
Anteil des Dienstleistungssektors an der nominellen Wertschöp­
fung und erhöhte sich der Anteil des tertiären Sektors an der 
realen Bruttowertschöpfung leicht. I nfolgedessen nahm die Be­
schäftigung im Dienstleistungssektor erhebl ich zu, so daß sich 
sein Anteil an der Gesamtbeschäftigung deutlich vergrößerte. 

Der Anteil des Dienstleistungssektors an der Bruttowert­
schöpfung erhöhte sich zu laufenden Preisen gemäß OECD Na­
tional Accounts in Österreich von 53,9% ( 1 980) auf 62,2% 
( 1 994 ) .  1 996 bel ief sich der entsprechende Anteil des nach der 
ÖNACE-Systematik abgegrenzten tertiären Sektors (welcher 
u .a .  auch Reparaturleistungen umfaßt) auf 66,9%. Österreich 
weist damit - trotz des raschen Anstiegs des tertiären Anteils -
nach wie vor einen Tertiärisierungsgrad hinsichtlich der Bruttc­
wertschöpfung auf, der geringer ist, als es aufgrund des Pro­
Kopf-Einkommens zu erwarten wäre. 

Mit 6,2% p.a .  stieg der nominelle Bruttoproduktionswert des 
Dienstleistungssektors im Zeitraum 1 988 bis 1 996 wesentl ich 
stärker als jener des sachgüterproduzierenden Sektors (verar­
beitendes Gewerbe und Industrie, Sauwirtschaft, Energie- und 
Wasserversorgung, Bergbau) (3,5% p.a.) .  Die entsprechende 
gesamtwirtschaftl iche Zuwachsrate belief sich auf 5,2% p.a.  

Die Teuerungsrate war im tertiären Sektor (3,2%) während des 
genannten Zeitabschnitts erheblich höher als in der Sach­
güterproduktion ( 1  ,2%; Gesamtwirtschaft: 2 ,5%). Der Fortschritt 
der realen Arbeitsproduktivität (realer Beitrag zum B IP  je Er­
werbstätigen) im sekundären Sektor (3,9% p.a. )  übertraf gemäß 
den jüngsten Berechnungen von K. Kratena (WI FO) jenen im 
Dienstleistungssektor ( 1 , 1 %  p .a . )  beträchtlich ( Gesamtwirt­
schaft 2 , 1  %). Die Differenz zwischen den sektoralen Preisän­
derungsraten war somit in dieser Phase größer als der Unter-
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schied zwischen den Produktivitätsänderungsraten.  Diese Tatsa­
che ist wohl in erster Linie auf die Liberalisierungsschritte und die 
verstärkte Wettbewerbsintensität im tertiären Sektor zurückzu­
führen. 

Die Zuwachsrate des realen Bruttoproduktionswerts betrug im 
Dienstleistungssektor zwischen 1 988 und 1 996 2 ,9% p.a.  Auf­
grund des stärkeren Preisauftriebs im tertiären Sektor war der 
Wachstumsvorsprung desselben gegenüber der Sachgüterpro­
duktion (Zuwachsrate 2,3% p .a . ;  Gesamtwirtschaft 2,7%) zu 
konstanten Preisen wesentl ich geringer als zu laufenden Prei­
sen. 

Die Struktur der (zu laufenden Preisen gemessenen) gesamt­
wirtschaftl ichen Nachfrage nach Dienstleistungen änderte sich in 
den letzten zwei Jahrzehnten erheblich: Während sich der Anteil 
des privaten und jener des öffentlichen Konsums von Dienstlei­
stungen reduzierte, stieg die relative Bedeutung der Vor­
leistungsnachfrage, der I nvestitionen und der Exporte. Der Bei­
trag der Endnachfrage zum Wachstum der gesamtwirtschaftli­
chen Nachfrage nach Dienstleistungen belief sich zwischen 
1 976 und 1 994 auf 61 % ,  jener der I ntermediärnachfrage auf 
39%. 

Der Wandel der sektoralen Erwerbstätigenstruktur 

Zwischen 1 988 und 1 996 nahm die Zah l  der Erwerbstätigen im 
(gemäß ÖNACE-Systematik abgegrenzten) Dienstleistungssek­
tor um jahresdurchschnittlich 1 ,  7% zu, während sie in der 
Sachgüterproduktion um 1 ,5% p.a .  sank (Gesamtwirtschaft: 
+0,5% p.a.) .  Der entsprechende Anteil des tertiären Sektors be­
trug 1 996 62,3%. Der Arbeitskräfteerhebung von EUROSTAT 
zufolge lag Österreich mit d iesem Wert um 2,8 Prozentpunkte 
unter dem Durchschnitt der EU 1 5. 

Gegenüber den vorhergehenden Jahren erhöhte sich im Zeit­
abschnitt 1 988-96 die Streuung der branchenbezogenen 
Veränderungsraten der Erwerbstätigkeit im Dienstleistungssek­
tor. Darin kommt die (teilweise wahrscheinlich mittel- und sogar 
langfristige) Tendenzwende in der Beschäftigungsentwicklung in 
einigen Dienstleistungsbereichen zum Ausdruck. Beschäfti­
gungsrückgänge hatten über den gesamten Zeitraum hinweg die 
Nachrichtenübermittlung und die kleine Wirtschaftsklasse Schif­
fahrt h inzunehmen . Sehr geringe Zuwachsraten (unter 1 %  p.a . )  
verzeichneten der Kraftfahrzeughandel und die Tankstellen , der 
Landverkehr (Straße und Schiene), das Versicherungswesen 
und das Unterrichtswesen. 

Sehr hohe Wachstumsraten (über 4% p.a.) der Erwerbstätig­
keit wiesen der gesamte Bereich der Wirtschaftsdienste (unter­
nehmensbezogene Dienste, Forschung und Entwicklung, Da-
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tenverarbeitung, Vermietung beweglicher Sachen),  das Gesund­
heits- und Sozialwesen sowie die Luftfahrt auf. 

Die Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung 

l n  bezug auf die unselbständige Beschäftigung weist der 
Dienstleistungssektor ähnl ich ausgeprägte Anteilsgewinne wie 
h insichtlich der erwerbstätigen Personen auf. Sein Anteil stieg 
von 38,4% im Jahre 1 951  auf 64,6% 1 994, und gemäß ÖNACE­
Kiassifikation belief sich dieser 1 997 auf 67,8%. 

Von 1 995 bis 1 997 erhöhte sich die Zahl der unselbständig 
Beschäftigten im Dienstleistungssektor um insgesamt 1 ,3% bzw. 
25.600 und überschritt im Durchschnitt des letztgenannten Jah­
res bereits die Zwei-Mill ionen;.Grenze. Erhebliche Zuwächse tra­
ten in den Wirtschaftsdiensten (unternehmensbezogene Dienst­
leistungen , Datenverarbeitung, Forschung und Entwicklung), im 
Gesundheits- und Sozialwesen, im Unterrichtswesen sowie in den 
Unterhaltungs- und kulturellen Diensten ein. Beträchtliche Einbu­
ßen hatten der Großhandel, das Verkehrswesen und die Nach­
richtenübermittlung, die Banken und die Versicherungen sowie 
der Bereich Wäscherei, Körperpflege, Bäder hinzunehmen. 

Zieht man auch die I nformationen über das Geschlecht und 
den sozialrechtl ichen Status (Arbeiter/Angestellte und Beamte) 
der unselbständig Beschäftigten heran, so zeigt sich,  daß der 
Beschäftigtenzuwachs in d iesen zwei Jahren (fast) ausschl ieß­
l ich die Gruppe der weibl ichen Angestellten und der Beamtinnen 
betraf. Während die Anzahl der im tertiären Sektor beschäftigten 
Frauen um 27.400 stieg , fiel jene der Männer um 1 .800. Die 
Gegenläufigkeit d ieser Entwicklungstendenzen ist vor allem auf 
die deutlichen Beschäftigungsrückgänge in den drei überwie­
gend von männlichen Beschäftigten besetzten Wirtschafts­
klassen Verkehrswesen, Großhandel und Nachrichtenübermitt­
lung zurückzuführen. 

Ein weiteres Charakteristikum der Beschäftigungsentwicklung 
im Dienstleistungssektor in den letzten Jahren war die über­
durchschnittliche Zunahme der Teilzeitbeschäftigten . (Das sind 
alle unselbständig Beschäftigten mit einer wöchentlichen Nor­
malarbeitszeit von mindestens 1 2  Stunden und unter 36 Stun­
den . )  Von 1 995 auf 1 996 erhöhte sich die Zahl der unselbstän­
dig Beschäftigten um 5. 700, jene der Teilzeitbeschäftigten aber 
um 1 6.900. Dies bedeutet, daß die Zahl der Vollzeitbeschäftigten 
um 1 1 .200 abnahm. Unter der Annahme, daß ein Tei lzeit­
beschäftigter 0 ,5 Vollzeitäquivalenten entspricht, sank die un­
selbständige Beschäftigung um 2.750 Vollzeitäquivalente. 

Günstiger verlief die Entwicklung von 1 996 auf 1 997. Die Zahl 
der unselbständig Beschäftigten stieg um 1 9.900, jene der Tei l-
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zeitbeschäftigten um 24.200, so daß die Zahl der Vol lzeit­
beschäftigten um 4.300 fiel .  Unter den obigen Annahmen erhöh­
te sich die Arbeitskräftenachfrage im tertiären Sektor um 7 .800 
Vol lzeitäquivalente (Männer 200, Frauen 7.600) .  

Im nach der ÖNACE-Systematik abgegrenzten Dienstlei­
stungssektor lag die Teilzeitquote 1 994 bei 1 3 ,7% und erhöhte 
sich bis 1 997 auf 1 5 ,9%. Die Tei lzeitquote der Frauen ist rund 
achtmal höher als jene der Männer: Erstere stieg von 23,6% 
( 1 994) auf 27,5% ( 1 997), letztere von 3,1 auf 3,4%. Die gesamt­
wirtschaftl iche Tei lzeitquote belief sich 1 997 auf 1 2 ,0%; von 
360 .800 Teilzeitbeschäftigten entfielen 309.800 auf den Dienst­
leistungssektor. 

N icht nur die Teilzeitbeschäftigten, sondern auch die geringfü­
gig Beschäftigten ( Monatseinkommen unter öS 37 40 im Jahre 
1 997) sind im Dienstleistungssektor überproportional vertreten .  
I h re Zahl stieg im tertiären Sektor von 1 23 .900 auf 1 38.200. 
1 997 belief sich der Anteil der geringfügigen Beschäftigungsver­
hältnisse an der Gesamtheit der Beschäftigungsverhältnisse 
(=Summe aus (umfassend sozial-)versicherungspfl ichtigen und 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen) ebendort auf 6,4%. 
Von den erwähnten 1 38.200 geringfügig Beschäftigten im tertiä­
ren Sektor des Jahres 1 997 waren 1 01 .000 bzw. 73, 1 %  Frauen 
und 37. 1 00 bzw. 26,9% Männer. 

Handlungsfelder der Wirtschaftspolitik 

Sowohl die öffentlichen Hände als auch die Sozialpartner kön­
nen (und sollen) einiges zur Realisierung der im Dienstleistungs­
sektor vorhandenen Beschäftigungspotentiale beitragen. Aus 
Platzgründen ist es an dieser Stelle selbstverständlich nicht mög­
l ich, alle in d iesem Zusammenhang in der jüngsten Vergangen­
heit schon umgesetzten, alle bereits geplanten (u.a.  im Nationa­
len Aktionsplan für Beschäftigung (NAP) vom April 1 998) und die 
gegenwärtig d iskutierten Maßnahmen zu beschreiben und zu 
analysieren. Es können hier ledigl ich einige Schlagl ichter gewor­
fen werden. Bei den angesprochenen I nstrumenten handelt es 
sich einerseits um solche, die den gesamten Dienstleistungssek­
tor bzw. die ganze Volkswirtschaft betreffen (z.B .  Steuerpol itik), 
andererseits um branchenspezifische Maßnahmen. 

Steuerpolitik 

Die relativen Preise insbesondere der arbeitsintensiven und 
eher innovationsarmen Dienstleistungen werden auch und in 
nicht unerheblichem Maße von der Höhe und der Veränderung 
der Steuern und Abgaben auf den Produktionsfaktor Arbeit be-
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stimmt. Der implizite Steuersatz auf unselbständige Arbeit be­
trägt in Österreich 44,5% und liegt über dem EU-Schnitt (42, 1 %). 
Die hohe Abgabenbelastung des Faktors Arbeit ist mitverant­
wortlich dafür, daß der Brutto-Stundenlohn der Produzenten der­
artiger Dienstleistungen in der Regel (weit) über dem Netto-Stun­
denlohn potentieller Konsumenten l iegt. Dies begünstigt die 
Substitution der marktmäßigen Bereitstellung d ieser Dienstlei­
stungen durch Eigenarbeit des Konsumenten, die sich auf tech­
n isch hochwertige Haushaltsgeräte stützt, und fördert die Aus­
dehnung der Schattenwirtschaft in den betreffenden Bereichen. 

Eine Steuerreform, welche einerseits die Abgabenbelastung 
des Faktors Arbeit verringerte, andererseits aber die Besteue­
rung anderer Produktionsfaktoren erhöhte, käme der Beschäfti­
gung im Dienstleistungssektor zugute. 

Arbeiterkammer und ÖG B  schlagen in d iesem Zusammen­
hang konkret die Umbasierung des Arbeitgeberbeitrags zum 
Famil ien lastenausgleichsfonds auf die betriebl iche Wertschöp­
fung sowie die Senkung der Kommunalabgabe bei gleichzeitiger 
Erhöhung der Grundsteuer vor. Eine Untersuchung des Österrei­
chischen Instituts für Wirtschaftsforschung gelangte zu dem Er­
gebnis, daß die erstgenannte Maßnahme über einen Zeitraum 
von sieben Jahren einen positiven Beschäftigungseffekt im Aus­
maß von mindestens 1 6 .000 zusätzlichen Arbeitsplätzen hätte. 

Aus- und Weiterbildung der Arbeitskräfte 

Der schulischen Ausbildung und insbesondere der berufl ichen 
Aus- und Weiterbildung kommen Schlüsselrollen für die Entste­
hung von neuen Arbeitsplätzen in  den innovativen, auf der An­
wendung der modernen Informations- und Kommunikationstech­
niken beruhenden Dienstleistungsbereichen zu . Der Anteil der 
'l nformationsarbeitskräfte' i .w.S. an der Gesamtzahl der Er­
werbstätigen ist bereits gegenwärtig sehr hoch und wird weiter 
zunehmen . 

Das Problem ist, daß sich die Techn ik  rascher ändert als das 
HumankapitaL Das Grünbuch der EU zur I nformationsgesell­
schaft geht davon aus, daß im Durchschnitt al ljährlich zehn Pro­
zent oder etwas mehr al ler Arbeitsplätze verschwinden und 
durch andere Arbeitsplätze in  neuen Produktions- bzw. Dienstlei­
stungsbereichen oder in neuen Unternehmungen ersetzt wer­
den, d ie in der Regel andere, höhere und breitere Qualifikations­
anforderungen stellen . Der natürliche Abgang aus bzw. Zugang 
in die Erwerbstätigkeit beträgt aber jährlich nur zwei bis drei Pro­
zent der Gesamtbeschäftigung. Also selbst unter der Annahme, 
daß alle Neuzugänge über das erforderl iche I KT-spezifische 
Wissen verfügen, ist der natürl iche Umschlag völ lig unzurei-
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chend für die Anpassung des Humankapitals. Daraus ergibt sich 
die entscheidende Funktion der berufl ichen Weiterbildung der in 
Beschäftigung stehenden Arbeitskräfte. Bislang reichten auch 
der natürliche Zugang und die Reichweite der Weiterbi ldungs­
maßnahmen gemeinsam nicht aus für die Anpassung des Hu­
mankapitals an den technischen Fortschritt, den Wandel der Tä­
tigkeits- und der Branchenstruktur. 

Der Entwicklung neuer Lehrberufe in den informations- und 
kommunikationsorientierten Dienstleistungsbereichen ist große 
Bedeutung beizumessen .  I nsbesondere in der Medienbranche 
verändert der Einzug der elektronischen Medien (Stichwort Mul­
timedia) die Berufsweit entscheidend; in den traditionellen Beru­
fen ändern sich die Qualifikationserfordernisse, und zahlreiche 
neue Berufe sind im Entstehen . 'Multimedia-Fachmann/frau' ist 
einer von mehreren neuen Lehrberufen, deren Ausbi ldungsin­
halte im Jul i  1 998 konkretisiert und festgeschrieben wurden . Von 
den Wandlungen in der Medienwirtschaft sind auch die benach­
barten Berufsfelder stark betroffen,  vor allem die Werbe- und 
Marketingberufe. 

Investitionen in das Humankapital gewinnen zunehmend an 
Bedeutung für den Produktivitätsfortschritt in der Herstellung von 
Dienstleistungen . Dieses Faktum sollte sich auch in der I nvesti­
tionsförderung widerspiegeln .  Nach wie vor bedeutet Investiti­
onsförderung in Österreich in erster Linie Förderung von 
Sachkapitalinvestitionen. ln Zeiten niedriger Zinssätze und (rela­
tiv zu den Kapitalkosten) hoher Arbeitskosten scheint eine Um­
orientierung der Förderlandschaft in Richtung Humankapital 
sinnvoll . Im NAP wird beispielsweise die Berücksichtigung dieser 
Aspekte bei der Ausarbeitung der neuen BÜRGES-Förder­
richtl inien , die im Jahre 2000 in Kraft treten sollen, angeregt: Die 
förderbaren Kosten bei Zinsstützungen sollen in Hinkunft auch 
jene von Bi ldungsinvestitionen umfassen .  

Abgesehen davon, daß berufl iche Weiterbildung indirekt (d .h .  
über d ie  Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit) beschäfti­
gungswirksam ist, ergeben sich durch Schaffung zusätzl icher 
Arbeitsplätze im Bereich der Bildungsinstitute, welche mit der 
Durchführung von Bi ldungsmaßnahmen beauftragt sind, auch 
unmittelbare Beschäftigungseffekte. 

Arbeitszeitgestaltung 

Auf die starke Zunahme von Teilzeitarbeitsplätzen im Dienstlei­
stungssektor wurde oben bereits h ingewiesen. Dies resultiert ei­
nerseits aus dem Bestreben der Unternehmungen, das verfüg­
bare Arbeitsvolumen stärker an den betriebl ichen Arbeitsbedarf 
anzupassen und auf diese Weise die Kosten zu senken und die 
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Arbeitsproduktivität zu erhöhen. Andererseits entsprechen 
Teilzeitarbeitsplätze auch häufig den Präferenzen der Beschäf­
tigten bzw. der Arbeitsuchenden , und dies nicht nur aus Gründen 
der Kinderbetreuung. 

ln ihrer Vereinbarung zur Modernisierung der Arbeitsorganisa­
tion kamen die Sozialpartner überein ,  ihre Bemühungen zu ver­
stärken ,  Teilzeitarbeit für Arbeitnehmer wie Arbeitgeber attrakti­
ver zu gestalten. Dies kann n icht nur positive Beschäftigungs­
effekte haben, sondern vor allem positive Auswirkungen auf die 
Erwerbsquote. 

Weiters erklärten die Sozialpartner in der obengenannten Ver­
einbarung ihre Absicht, in Saisonbranchen Arbeitszeitmodelle 
zur Beschäftigungsverlängerung zu verwirkl ichen. Gemeint ist 
hier in erster Lin ie die Fremdenverkehrsbranche. Eine Verkür­
zung der jeweils arbeitslosen Periode soll z .B .  durch Abgeltung 
der Überschreitungen der Normalarbeitszeit nicht in Form von 
Überstundenentgelt, sondern in Form von Zeitausgleich erfol­
gen, der so an das Ende der Beschäftigungsperiode gelegt wird, 
daß damit das Arbeitsverhältnis verlängert wird .  Für die Akzep­
tanz derartiger Modelle wird ein fairer Interessenausgleich erfor­
derl ich sein ,  der sowohl für Arbeitnehmer als auch für Arbeitge­
ber Anreize schafft. 

Im Jul i  1 998 gab die Bundesregierung bekannt, sie werde die 
Ausweitung der Tei lzeitbeschäftigung im öffentlichen Dienst 
durch eine erleichterte Aufnahme von Ersatzarbeitskräften be­
günstigen . Wollten bislang vollzeitbeschäftigte Bundesbedien­
stete zu Teilzeitarbeit wechseln, so mußten Ersatzaufnahmen je­
weils vom Min isterrat (!) bewi l l igt werden, falls ein derartiger 
Wechsel nicht der Geburt eines Kindes folgte. Künftig wird dazu 
ein M inisterratsbeschluß nicht mehr erforderlich sein .  

Regulierung und Selbständigkeit 

Die Existenz beträchtl icher internationaler Produktivitätsunter­
schiede in den einzelnen Dienstleistungsbranchen sowie die 
durch den technischen Fortschritt, die europäische Integration 
und die GATT- bzw. WTO-Reformen bedingte Wettbewerbs­
verschärfung auf vielen Dienstleistungsmärkten sol lten ausrei­
chende Gründe darstellen, hierzulande der Überprüfung der exi­
stierenden Regul ierungen im Hinblick auf ihre volkswirtschaftli­
che Zweckmäßigkeit in jenen Dienstleistungsbranchen, in denen 
dies n icht ohnehin schon in den letzten Jahren erfolgte, hohe 
Priorität zu geben. 

Österreich ist traditionell ein Land mit niedriger Selbständigen­
quote. Dieser auch im Vergleich mit Volkswirtschaften ähnlichen 
Pro-Kopf-Einkommens auffal lend geringe Anteil gibt zu denken, 
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weil er nach weitverbreiteter Auffassung einerseits einer ausge­
prägten Risikoaversion und andererseits den bürokratischen 
Hürden bei der Unternehmensgründung zugeschrieben wird .  

I nsbesondere die in vielen Dienstleistungsbereichen entste­
henden Marktpotentiale, die auf der Anwendung der modernen 
Informations- und Kommunikationstechniken beruhen, führen 
die Bedeutung von Selbständigkeit und Unternehmensgründung 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze vor Augen . ln  den 
Beschäftigungspol itischen Leitl inien der EU für 1 998 fanden die­
se Aspekte bereits ihren N iederschlag . 

Ein neues, positives Bi ld von der Selbständigkeit kann jedoch 
nur langfristig aufgebaut werden, weshalb Maßnahmen hiefür 
besonders dringl ich erscheinen. Die Neugestaltung der rechtl i­
chen und administrativen Regelung von Unternehmens­
gründungen hat in Österreich in den letzten Jahren zwar bedeu­
tende Fortschritte gemacht, aber vieles bleibt noch zu tun. 

Die Gewerbeordnungsnovelle aus dem Jahr 1 997 brachte für 
viele Unternehmensgründer eine merkliche Vereinfachung der 
Zulassung, indem nun alle nicht in der Gewerbeordnung geregel­
ten Gewerbe frei sind. Die Zahl der geregelten Gewerbe wurde 
fast halbiert, der Gewerberechtsumfang in ein igen Bereich er­
weitert und die Mögl ichkeit zur Schaffung von Teilgewerben er­
öffnet. Universitäts- und Fachhochschulabsolventen benötigen 
keine Meisterprüfung mehr, und natürliche Personen müssen für 
gebundene Gewerbe den Befähigungsnachweis im allgemeinen 
nicht selbst erbringen, wenn sie sich eines gewerberechtlichen 
Geschäftsführers bedienen , der die entsprechenden Vorausset­
zungen erfü llt. Die Betriebsgründung kann unter bestimmten 
Bedingungen in einem 'vereinfachten Verfahren' vor sich gehen , 
und das Anlageverfahren ist - soweit die Gewerbeordnung zur 
Anwendung gelangt - wesentlich beschleunigt worden. Es ist 
beabsichtigt, in nächster Zeit das Anlagenrecht insgesamt weiter 
zu vereinheitlichen und die verschiedenen Genehmigungsver­
fahren zur Errichtung einer Betriebsanlage zusammenzuführen. 
Zudem könnte das Gründungs- und Anlagegenehmigungsver­
fahren durch die Verwirkl ichung des One-Stop-Shop-Prinzips für 
den Antragsteller wesentlich erleichtert werden. 

Soziale Dienstleistungen 

Erhebliche Beschäftigungspotentiale bestehen im Bereich der 
sozialen Dienstleistungen i .w.S. Aufgrund des steigenden An­
teils älterer Menschen an der Bevölkerung und der zunehmen­
den Frauenerwerbstätigkeit wächst der Bedarf an Gesundheits­
und Fürsorgediensten. Ob diese potentielle Nachfrage zu effek­
tiver Nachfrage nach den betreffenden Dienstleistungen führt 
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und letztere sich auch in der Schaffung zusätzlicher regulärer (der 
Steuer- und Sozialversicherungspflicht unterliegender) Arbeitsver­
hältnisse niederschlägt, ist jedoch aus vielen Gründen nicht ge­
währleistet und hängt vor allem von der Ausgestaltung der jewei­
ligen Regulierungen und von der PrioritätensetzunQ der öffentli­
chen Hände in der Verwendung ihrer finanziellen Ressourcen ab. 

Die Bedeutung der Regulative wird am Beispiel des Pflege­
geldes deutl ich . Die Einführung des letzteren hat wesentliche 
Verbesserungen für viele Pflegebedürftige gebracht. Die Be­
schäftigungswirkungen dieser Maßnahme sind bislang jedoch 
als gering einzuschätzen: Aus einer vom Wiener Gesundheits­
stadtrat im Jul i  1 998 vorgestellten Zwischenbilanz über die Ver­
wendung des Pflegegeldes in d iesem Bundesland geht hervor, 
daß nur 6% des Pflegegeldes den Pflegeeinrichtungen zuflos­
sen ,  94% aber an pflegende Angehörige gezahlt oder aber für 
andere - tei ls nicht zielkonforme - Zwecke verausgabt wurden. 
Abhilfe könnten hier eine Regelung, die dafür sorgt, daß ein er­
heblich größerer Tei l  der Transfers für professionell erbrachte 
Dienste eingesetzt wird ,  und die Verpfl ichtung zum Nachweis der 
Verwendung des Pflegegeldes schaffen. 

Eine klare PrioritätensetzunQ von seiten der öffentlichen Hän­
de ist auch Voraussetzung für den weiteren Ausbau der Kinder­
betreuungseinrichtungen. Österreichweit fehlen rd . 1 40.000 Kin­
derbetreuungsplätze. Im NAP wurde die Schaffung von zusätz­
lichen 1 8 .000 Betreuungsplätzen in entsprechenden Einrichtun­
gen als Ziel festgeschrieben. Zu d iesem Zweck stellt der Bund im 
Budget für 1 999 öS 600 Mio. bereit, und die Länder, in deren 
Kompetenz diese Materie liegt, werden diesen Betrag verdop­
peln .  Angesichts des Mangels an Betreuungsplätzen kommt 
Tageseltern eine wichtige Rolle zu. Das NAP sieht hier eine bun­
deseinheitliche Ausbildungsreform und die Förderung von jenen 
Einrichtungen vor, welche Beschäftigungsverhältnisse mit ar­
beits- und sozialrechtlicher Absicherung schaffen. 

Gesellschaftliche Weichenstellung 

Die Entwicklung des Dienstleistungssektors kann in Zukunft 
zwei sehr verschiedenen Mustern folgen, zwischen denen sich 
Politik und Gesel lschaft zu entscheiden haben. 

Der tertiäre Sektor kann für die Volkswirtschaft eine Art Resi­
dualgröße sein - in d iesem Zusammenhang wird gelegentlich 
das Bild des 'Schwamms' verwendet, der die überschüssige Ar­
beitskraft aufsaugt, und zwar zu so niedrigen Löhnen, daß für 
einfache Dienstleistungen genug Nachfrage vorhanden ist. 

Die Alternative dazu ist ein professionalisierter Dienstlei­
stungssektor, der in den meisten Teilbereichen qualitativ hoch-
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wertige Dienstleistungen erstellt, das hohe und in Zukunft weiter 
steigende Qual ifikationspotential der Arbeitskräfte nutzt und Ar­
beitsplätze mit guter Entlohnung schafft. Dieses Modell ent­
spricht eher den kontinentaleuropäischen Gesel lschaften,  die 
sich - im Vergleich zu den USA - durch geringere Einkommens­
unterschiede, bessere sowie umfassendere soziale Absiche­
rung, höhere Konsensneigung und weniger ausgeprägte Polari­
sierung auszeichnen. 

Aus der Sicht der Arbeitnehmervertretungen ist ein Struktur­
wandel in  Richtung auf einen professionalisierten Dienstlei­
stungssektor mit den obengenannten Merkmalen anzustreben . 
Wie die im NAP enthaltenen Maßnahmen sowie andere dienst­
leistungsrelevante Entscheidungen der letzten Zeit signal isieren, 
besteht über d iese Richtungsentscheidung in Österreich ein 
breiter gesellschaftlicher Konsens. 
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